Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1634 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Deutsche Studenten-Darlehenskasse 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


(3) Zur Durchführung der ihr übertrage- 
nen Geschäfte darf die Darlehenskasse 


§1 


Errichtung und Aufgaben 


(1) Zur Förderung des akademischen Nach- 
wuchses wird eine Zentralbank unter dem 
Namen „Deutsche Studenten-Darlehens- 
kasse“ (nachstehend Darlehenskasse genannt) 
als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. 
Die Bundesregierung bestimmt den Sitz der 
Anstalt. 

(2) Die Anstalt unterhält keine Zweig- 
niederlassungen. 

(3) Die Satzung der Darlehnskasse be- 
stimmt ihr Verwaltungsrat. Sie bedarf der 
Genehmigung der Bundesregierung. 


§2 


Geschäftskreis 


a) Darlehen aufnehmen, 

b) Kassenbestände auf dem Geldmarkt 
nutzbar machen. 


§3 

Kapital 

(1) Die Beteiligung am Kapital der Dar- 
lehenskasse beruht auf Gesetz oder Vertrag. 

(2) Kraft Gesetzes ist der Bund mit fünf 
Millionen Deutsche Mark beteiligt. 

(3) Durch Vertrag können sich beteiligen 

a) die Studentenwerke der Universitäten 
und Hochschulen, 

b) die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 

c) die Länder. 


(1) Die Darlehenskasse gewährt zur Finan- 
zierung des Studiums mittelfristige Darlehen 
an vollimmatrikulierte Studenten der Uni- 
versitäten und Hochschulen im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes. 

(2) Bei der Darlehensgewährung sind die 
Verhältnisse und Bedürfnisse an den einzel- 
nen Hochschulen angemessen zu berücksich- 
tigen. 


(4) Die Beteiligungen nach Absatz 3 dür- 
fen zusammen 50 vom Hundert des Kapitals 
nicht erreichen. 

(5) Der Abschluß eines Kapitalbeteiligungs- 
vertrages und die Übertragung einer Kapi- 
talbeteiligung bedürfen der Zustimmung des 
Verwaltungsrates, der auch den Mindest- 
betrag für die Kapitalbeteiligung festsetzt, 
sowie der Zustimmung des Kommissars. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 2551 



§4 

Organe 

(1) Organe der Darlehenskasse sind 

a) der Vorstand, 

b) der Verwaltungsrat, 

c) die Hauptversammlung. 

(2) Die Aufgaben und Befugnisse der Or- 
gane regelt, soweit sie nicht im Gesetz be- 
stimmt sind, die Satzung. 

§5 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 
zwei Mitgliedern. Die Vorstandsmitglieder 
werden vom Verwaltungsrat bestellt und ab- 
berufen. 

(2) Dem Vorstand obliegt die Geschäfts- 
führung und Vermögensverwaltung der Dar- 
lehenskasse, soweit sie nicht durch Gesetz 
oder Satzung anderen Organen zugewiesen 
ist. 

§6 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 

a) dem Vorsitzenden; 

er soll eine auf dem Gebiete des Hoch- 
schulwesens und des Kreditwesens erfah- 
rene Persönlichkeit sein, die vom Ver- 
waltungsrat gewählt wird; die Wahl ist 
nicht auf die Mitglieder des Verwaltungs- 
rates beschränkt; 

b) drei Vertretern der Bundesregierung; 

c) bis zu drei Vertretern der am Kapital be- 
teiligten Länder; sie werden vom Bun- 
desrat benannt; 

d) bis zu drei Vertretern der beteiligten Stu- 
dentenwerke; sie werden von dem ge- 
meinsamen Organ der Studentenwerke 
benannt; 

e) drei Vertretern des Bundesstudenten- 
ringes; sie werden vom zuständigen Or- 
gan benannt; 

f) drei Vertretern der deutschen Hochschu- 
len und Universitäten; sie werden von 
der Deutschen Rektorenkonferenz be- 
nannt; 

g) bis zu drei Vertretern der privaten Ein- 
leger der Darlehenskasse; sie werden von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft be- 
nannt. 


(2) Der Verwaltungsrat überwacht die Ge- 
schäftsführung; er kann dem Vorstand allge- 
meine und besondere Weisungen erteilen. 

§7 

Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung ist die Vertre- 
tung der Darlehenskasse. Sie tritt innerhalb 
der ersten sechs Monate eines jeden Geschäfts- 
jahres, im übrigen nach Bedarf zusammen. 

(2) In der Hauptversammlung entfällt auf 
je 25 000 Deutsche Mark eingezahlte Beteili- 
gung eine Stimme. 

(3) Die Hauptversammlung beschließt über 
den Jahresabschluß, die Gewinn- und Ver- 
lustverteilung und über die Entlastung des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates. Sie 
soll gutachtlich über beabsichtigte Änderungen 
der die Darlehenskasse betreffenden Vor- 
schriften gehört werden. 

§ 8 

Besondere Pflichten der Organe 

Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der 
Mitglieder des Vorstandes und des Verwal- 
tungsrates richten sich nach den entsprechen- 
den Vorschriften für Vorstands- und Auf- 
sichtsratsmitglieder der Aktiengesellschaften. 

§ 9 

öffentliche Aufsicht 

Die Bundesregierung bestellt für die Aus- 
übung der Aufsicht über die Darlehenskasse 
einen Kommissar und dessen Vertreter. Der 
Kommissar hat das öffentliche Interesse wahr- 
zunehmen, insbesondere darüber zu wachen, 
daß der Geschäftsbetrieb der Darlehenskasse 
mit der Satzung in Einklang bleibt. 

§ 10 

Vertretung 

(1) Die Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches über die Eintragung in das Handels- 
register sind auf die Darlehenskasse nicht an- 
zuwenden. 

(2) Die Befugnisse zur Vertretung der Dar- 
lehenskasse sowie die Form für Willenserklä- 
rungen der vertretungsberechtigten Personen 
werden durch die Satzung geregelt. Ist eine 
Willenserklärung der Darlehenskasse gegen- 
über abzugeben, so genügt die Abgabe gegen- 
über einem Mitglied des Vorstandes. Auf die 
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Vertretung der Darlehenskasse gegenüber den 
Organen der Anstalt sind die für Aktien- 
gesellschaften geltenden Vorschriften ent- 
sprechend anzuwenden. 

(3) Der Nachweis der Befugnis zur Vertre- 
tung der Darlehenskasse wird durch ein mit 
Abdruck des Dienstsiegels versehenes Zeugnis 
des Kommissars geführt. 

§ 11 

Erklärungen und Ersuchen 

Die Darlehenskasse ist berechtigt, ein Dienst- 
siegel zu führen. Ordnungsgemäß unterschrie- 
bene und mit Abdruck des Dienstsiegels ver- 
sehene Erklärungen und Ersuchen der Dar- 
lehenskasse bedürfen zum Gebrauche gegen- 
über Behörden keiner Beglaubigung. 

§ 12 

Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Darlehenskasse läuft 
vom 1. April bis 31. März des folgenden 
Jahres. Das erste Geschäftsjahr endet am 


§ 13 

Auflösung 

Die Darlehenskasse kann durch Gesetz auf- 
gelöst werden. Das Gesetz bestimmt über die 
Verwendung des Vermögens. 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Bonn, den 16. Juli 1955 

Dr. Luchtenberg 
Dr. Reif 
Dr. Bücher 

Dr. Dehler und Fraktion 
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